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Theorie Modul 3: Politik
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1. Politisches Handeln

Politik ist ein ständiger Machtkampf zwischen verschiedenen Gruppierungen und Orga​nisationen mit unterschiedlichen Werten, Vorstellungen und Interessen. 

Politik betreiben ist der Versuch, die eigene Vorstellung zu bestimmten Fragen des öf​fentlichen Lebens durchzusetzen. Gruppierungen, Organisationen oder einzelne Perso​nen versuchen, Normen, Werte und Rechte der staatlichen und gesellschaftlichen Ord​nung nach ihren Interessen zu beeinflussen und zu gestalten. Je vielfältiger eine Gesell​schaft ist und je unterschiedlicher die Meinungen sind, umso schwieriger wird es, eine Einigung und eine Mehrheit für eine Lösung zu finden. In einem Rechtsstaat werden In​teressenskonflikte friedlich gelöst. Politik sucht nach einem Interessenausgleich und versucht, einen Konsens zu finden. Politische Entscheidungen sind deshalb meistens ein Kompromiss, welche den Bedürfnissen einer Mehrheit entsprechen. 

2. Parteien

In einem Staat versuchen Parteien und Verbände, aber auch Nichtregierungsorganisati​onen (NGO) sowie Volksgruppen ihre Ziele durchzusetzen. Sie tun dies in Vertretung ih​rer Mitglieder, die ähnliche Interessen und Werte teilen. Die zwei wichtigsten Träger po​litischer Interessen sind die Parteien und Verbände.

2.1 Partei und Verband im Vergleich


	
	Partei
	Verband

	Beschreibung
	Politischer Verein, in dem sich gleichgesinnte Bürgerinnen und Bürger zusammenschliessen mit dem Zweck, wichtige Bereiche des öffentlichen Lebens in Ge​meinde, Kanton und Bund nach ihren Vorstellungen und Interes​sen zu gestalten.

Parteien leiten aus einer be​stimmten Weltanschauung ein Programm ab. Um ihre Ziele zu erreichen, stellen sie politische Forderungen.
	Zusammenschluss von Menschen oder Unternehmungen, die auf einem begrenzten Interessengebiet (meist wirtschaftlicher Art) ihre Vorstellungen durchzusetzen versuchen. Dank ihrer grossen Mitgliederzahl, der guten Or​ganisationsstruktur und starken Fi​nanzkraft haben sie einen grossen Einfluss.

	Organisation
	National, kantonal/regional und kommunal organisiert.
	Regional und gesamtschweizerisch organisiert.

	Funktion
	· Stellungnahme zu allen wich​tigen politischen Fragen, d.h. die Bürger informieren und die politische Meinungsbil​dung anregen. Das Ge​samtwohl der ganzen Bevöl​kerung steht im Vordergrund

· Beteiligung an Wahlen und Abstimmungen (Vorberei​tung, Aufstellen von Kandi​daten, Empfehlungen bei Abstimmungen)

· Mitarbeit bei der Gesetzge​bung (Parlament) und Re​gierung

· Meinungs- und Entschei​dungsbildung im Parlament (Fraktionen)

· intermediäre Organisation zwischen Bürger und Staat: fördern die aktive Teilnahme der Bürgerinnen und Bürger

· Interessenvertretung
	· spezifische Teilinteressen vertre​ten, d. h. gegenseitige Informa​tion und die Interessen der Mit​glieder gegen aussen wahrneh​men

· enge Zusammenarbeit mit einer oder mehreren Parteien, Lobby

· Keine selbstständige Beteiligung an Wahlen, aber Delegation von Vertretern in Parteien mit nahe​stehender Gesinnung 

· Kampagnen bei Abstimmungen

· Einflussnahme bei der Gesetzge​bung im Rahmen des Vernehm​lassungsverfahrens

· Verhandlungen mit wirtschaftli​chen Partnern und mit Behörden

· Ausübung von Marktmacht gegen aussen (wettbewerbspolitisch: Kartellfunktion, Marktregulierung / berufspolitisch: Standards, Normen) 

	Beispiele
	Regierungsparteien: Schweize​rische Volkspartei (SVP), Sozial​demokratische Partei (SPS), Freisinnig–demokratische Partei (FDP), Christlich–demokratische Volkspartei (CVP)

Nichtregierungsparteien / Op​positionsparteien: Grüne (GPS), Liberale Partei (LPS), Evangeli​sche Volkspartei (EVP), Eidge​nössisch–Demokratische Partei (EDU), Partei der Arbeit (PdA), Lega, Schweizer Demokraten (SD), usw.


	Arbeitgeberverbände: economie​suisse, Schweiz. Arbeitgeberverband, Schweiz. Gewerbeverband (SGV), Schweiz. Bauernverband (SBV)

Arbeitnehmerverbände: Schweiz. Gewerkschaftsbund (SGB), Dienst​leistungsgewerkschaft UNIA, Christ​lichnationaler Gewerkschaftsbund (CNG), Vereinigung schweizerischer Angestelltenverbände (VSA), Schweiz. Kaufmännischer Verband (SKV), Landesverband freier Schwei​zer Arbeitnehmer (LSFA)

Weitere Verbände: u.a. Schweiz. Konsumentenbund (SKB), Schweiz. Hauseigentümerverband, Schweiz. Mieterinnen- und Mieterverband, Au​tomobilverbände (ACS, TCS, VCS), Schweiz. Senioren- und Rentnerver​band (SSRV), Schweiz. Arbeitsge​meinschaft der Jugendverbände (SAJV), Sportverbände, usw.

	Leistungen
	Keine direkten materiellen Ge​genleistungen.
	· Dienstleistungen für die Mitglie​der, wie unentgeltliche juristische und fachliche Beratung und Ver​tretung, Weiterbildung

· Aushandeln von Gesamtarbeits​verträgen

· Fürsorgefunktion (Hilfsfonds, Ver​sicherung)

	Finanzen
	· Relativ wenig Mitglieder ge​messen an der Bevölke​rungszahl der Schweiz

· freiwillige Zuwendungen

· finanzschwach
	· Relativ viele Mitglieder, auf die Grösse der Interessensgruppe bezogen

· relativ hohe, nach Einkommen ab​gestufte, obligatorische Mit​gliederbeiträge

· finanzstark


Eine Person kann nur einer Partei angehören, gleichzeitig jedoch Mitglied von mehreren Verbänden sein. Zahlreiche Parlamentarierinnen und Parlamentarier vertreten deshalb nicht nur die Ziele ihrer Partei, sondern sind auch den Interessen ihrer Verbände ver​pflichtet.

2.2 Lobbying

Eine Gruppe von Vertreterinnen und Vertretern der gleichen Interessen ist eine soge​nannte Lobby. Diese versucht, Parlamentarierinnen und Parlamentarier, Regierungsmit​glieder sowie Behörden mit persönlichen Kontakten, informellen Gesprächen und ge​zielten Informationen von ihren Anliegen zu überzeugen. 

Auf Bundesebene hat jede Parlamentarierin und jeder Parlamentarier das Recht, zwei Lobbyisten im Bundeshaus zu akkreditieren. Deren Aufgaben ist es, die richtigen und wichtigen Dialoggruppen zusammenzubringen und so die Interessen ihrer Auftraggeber direkt in den Entscheidungsfindungsprozess einfliessen zu lassen.

2.3 Linke Parteien – rechte Parteien

In einer pluralistischen Gesellschaft existieren viele verschiedene Parteien. In der Schweiz können diese in ein so genanntes Links–Rechts–Schema eingeordnet werden. Dieses gilt jedoch nur generell. In einzelnen, konkreten Sachfragen kann es durchaus vorkommen, dass ein linker Politiker die gleiche Ansicht wie ein Vertreter des rechten Flügels vertritt und umgekehrt.

	Links


	Rechts / bürgerlich

	· sozial: einsetzen für die Schwächeren und Be​nachteiligten der Gesellschaft
	· liberal: sich berufen auf die Freiheit und 

Selbstverantwortung jedes Einzelnen

	· progressiv: fortschrittlich, offen für Neues
	· konservativ: Bestehendes erhalten, 

traditionell

	· vertreten die Interessen der Arbeitnehmerin​nen und Arbeitnehmer
	· vertreten die Interessen der 

Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber

	· vertreten eine sozial–marktwirtschaftliche Ord​nung und befürworten gezielt staatliche Eingriffe und Hilfen
	· verlangen reduzierte staatliche Eingriffe 

(mit Ausnahmen wie z.B. in der 

Landwirtschaft)

	· fordern Kürzungen der militärischen Ausga​ben und aktive Friedenspolitik
	· fordern eine starke Armee 

	· unterstützen die Teilnahme an internationalen Gemeinschaften
	· befürworten den Alleingang

	· setzen sich für Umweltschutz ein
	


Die Wahlen von 2003 haben den Trend zu den politischen Polen (links – rechts) bestä​tigt. Die SVP ist nun die wählerstärkste Partei der Schweiz und stellt neu die grösste Fraktion (63 Sitze) in der Bundesversammlung vor der SPS (61). Diese konnte zusam​men mit den Grünen ihre Position auf der linken Seite des Spektrums stärken. Die Pola​risierung ging zu Lasten der Mitte: die CVP (43) und die FDP (50) verloren je Sitze. 

2.4 Die wichtigsten Parteien auf Bundesebene

a) Regierungsparteien

	
SVP
	Die Schweizerische Volkspartei ist eine rechtsbürgerliche Partei. Sie vertritt die Inte​ressen des Gewerbes, des Bauern- und des Mittelstandes. Sie setzt sich einerseits für eine freie Marktwirtschaft ein, fordert aber anderseits weitgehende Massnahmen zum Schutze der Landwirtschaft. Um die Bundesfinanzen zu sanieren, verlangt die SVP ri​gorose Sparmassnahmen. Sie ist gegen jeglichen Ausbau der Sozialversicherungen und verlangt stattdessen gezielte Korrekturen an den bestehenden Sozialwerken. Sie fordert eine starke Armee, einen effektiven Staatsschutz und effiziente Polizeiorgane für eine sichere Schweiz. Die SVP vertritt traditionelle Werte und pflegt das nationale Gedankengut. Sie ist für eine restriktive Ausländerpolitik und strikt gegen jegliche aus​senpolitische Integration der Schweiz. Sie ist klar gegen eine Einschränkung der schweizerischen Neutralität und der Volksrechte. Die SVP ist gegen eine Liberalisie​rung in der Drogenpolitik. 

www.svp.ch


	
SP
	Die Sozialdemokratische Partei ist eine linke Partei. Sie vertritt die Anliegen der Arbeit​nehmerinnen und Arbeitnehmer und steht dem Schweizerischen Gewerkschaftsbund (SGB) nahe. Sie tritt ein für den Schutz der sozial Schwächeren und der Umwelt. Sie fordert eine soziale Marktwirtschaft, in welcher der Staat regulierend in die Wirtschaft eingreift, ein soziales Netz für alle und mehr Steuergerechtigkeit. Die SP bekennt sich zur bewaffneten Landesverteidigung mit einer kleineren Armee. Sie setzt sich für eine humane Ausländerpolitik ein und die Integration der Migrantinnen und Migranten. Die SP ist für eine ärztlich kontrollierte Drogenabgabe und die Entkriminalisierung des Ha​schischkonsums. Sie  befürwortet einen Beitritt zur Europäischen Union (EU).

www.sp-ps.ch


	
FDP
	Die Freisinnig–Demokratische Partei ist eine bürgerliche Partei und steht dem Han​dels- und Industrieverein „economiesuisse“ nahe. Ihr gehören viele Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber, Kaderleute sowie Gewerbetreibende an. Freiheit, Verantwortung, Leistung, Sicherheit und Offenheit gehören zu ihren Grundwerten. Die FDP setzt sich für eine liberale und international konkurrenzfähige Wirtschaftsordnung ein und fordert deshalb günstige Rahmenbedingungen mit möglichst wenig staatlichen Eingriffen in den Markt sowie niedrige Steuern. Sie wünscht ein effizienteres System der sozialen Sicherheit mit einer nachhaltigen Finanzierung der Sozialwerke und steht einem weite​ren Ausbau kritisch gegenüber. Die FDP will eine aktive Asylpolitik und toleriert den Missbrauch nicht. Sie befürwortet eine glaubhafte Landesverteidigung und tritt für eine bewaffnete Neutralität sowie eine aussenpolitische Integration der Schweiz ein. 

www.fdp.ch


	
CVP
	Die Christlich–demokratische Volkspartei ist eine bürgerliche Partei. Sie vertritt eine breite Wählerschicht in vor allem katholischen Kreisen, versteht sich aber als über​konfessionelle Partei auf der ethischen Basis der christlichen Soziallehre. Die CVP vertritt konservative Werte auf den Grundpfeilern Freiheit, Solidarität und Subsidiarität. Sie betrachtet die Familie als Kern der solidarischen Gemeinschaft und fordert daher eine familienfreundliche Politik. Die CVP setzt sich für eine soziale Marktwirtschaft ein und verlangt die Konsolidierung des Sozialstaates. Die Sanierung der Bundesfinanzen will sie über Ausgabenkürzungen und nicht über Steuern und Abgaben erreichen. Die CVP fordert eine humane Asylpolitik und die Ahndung von Missbrauch. Sie tritt für eine starke Landesverteidigung ein und nimmt aussenpolitisch eine mässig integrations​freudige Haltung ein.

www.cvp.ch


b) Nichtregierungsparteien

	
Grüne
	Die Grüne Partei setzt sich für eine ökologische und soziale Politik ein. Sie fordert deshalb einen besseren Schutz der Umwelt und eine umweltgerechte Verkehrspolitik sowie einen gut ausgebauten Sozialstaat unter Einbezug zusätzlicher sozialer Risiken. Die GP bekennt sich zu einer sozialen Marktwirtschaft und möchte diese mit Steue​rungsmassnahmen (wie Lenkungsabgaben) umweltverträglicher und gerechter aus​gestalten. Sie fordert den Ausstieg aus der Atomenergie und eine Umlagerung zu er​neuerbaren Energien. Die GP setzt sich für eine ärztlich kontrollierte Drogenabgabe ein und fordert die Hanflegalisierung. Sie ist für die Reduzierung der Militärausgaben und befürwortet den Beitritt zur EU.

www.gruene.ch


	
LP
	Die Liberale Partei setzt sich für eine sehr liberale Wirtschaftsordnung ein und lehnt staatliche Interventionen vor allem in den Bereichen Wirtschaft, Umweltschutz und Autoverkehr ab. Sie bekennt sich zu den Individualrechten und zur Selbstverantwor​tung der Bürgerin und des Bürgers sowie zu Eigenständigkeit der Kantone und der Gemeinden. Die LP fordert eine glaubwürdige Landesverteidigung und ist für eine An​näherung an Europa.

www.liberal.ch 



	
EVP
	Die Evangelische Volkspartei stützt ihre Politik auf die christlichen Werte des Evange​liums ab und ist in protestantischen Regionen der Deutschschweiz vertreten. Sie setzt sich insbesondere für mehr Verantwortung gegenüber Mensch und Umwelt, für einen sozialen Staat und eine europafähige Schweiz ein.

www.evp-pev.ch
 

	
EDU
	Die Eidgenössisch–Demokratische Union setzt sich für eine staatliche Ordnung nach biblischen Grundsätzen ein und basiert ihr Denken, Reden und Handeln auf die Heilige Schrift. Die EDU verfolgt eine konservative Politik und fordert eine mittelständische Wirtschaft sowie eine leistungsstarke Landwirtschaft. Sie bekämpft für eine restriktive Asylpolitik und ist gegen eine Liberalisierung in der Drogenpolitik. Die EDU verteidigt die Souveränität und Neutralität der Schweiz, ist für eine starke Armee und gegen eine aussenpolitische Integration.

www.edu-udf.ch 



	
PdA
	Die Partei der Arbeit ist eine linke Partei und fordert radikale Massnahmen auf sozia​lem Gebiet sowie im Umweltbereich. Sie ist für die Abschaffung der Armee und befür​wortet die aussenpolitische Integration. Die PdA tritt für eine menschenwürdige Aus​länderpolitik sowie die ärztlich kontrollierte Drogenabgabe ein. Sie ist vor allem in der Westschweiz von Bedeutung.

www.pda.ch


3. Rechte und Pflichten der Bürgerinnen und Bürger

3.1 Rechte

Alle Bürgerinnen und Bürger eines Staates geniessen gewisse Freiheiten und Grund​rechte, die ihnen von Natur aus zustehen, unabhängig von Rasse, Nationalität, Religion, Hautfarbe, Herkunft, Sprache oder Geschlecht. Diese sind in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte der UNO und in zahlreichen Abkommen festgehalten.

Zu den Grundrechten gehören – nebst den Freiheitsrechten
 und den sozialen Grundrech​ten
 – die staatspolitischen Rechte. Sie geben den Bürgerinnen und Bürgern das Recht, im Staat mitzureden und mitzuwirken.

Zu den Grundrechten (Art. 7 – 40 BV) der Schweizerinnen und Schweizer gehören ins​besondere:

a) Bürgerrechte, Recht auf Staatszugehörigkeit (Art. 37, 38 BV)

Schweizerbürgerin oder Schweizerbürger ist, wer das Bürgerrecht einer Gemeinde und das Bürgerrecht eines Kantons besitzt. Das Schweizer Bürgerrecht wird durch Abstam​mung, Adoption oder durch Einbürgerung erworben. Für die Ausübung der politischen Rechte in eidgenössischen Angelegenheiten wird das Schweizer Bürgerrecht vorausge​setzt. Die Kantone regeln das Wahl- und Stimmrecht auf kantonaler Ebene selbststän​dig.

b) Petitionsrecht (Art. 33 BV)

Es berechtigt eine einzelne Person oder Gruppen, Anregungen, Bitten und Kritiken an staatliche Behörden zu richten, ohne mit Nachteilen daraus rechnen zu müssen. Die Petition muss in schriftlicher Form und von allen unterschrieben eingereicht werden. Sie ist allerdings nicht rechtlich verbindlich. Die Behörden sind einzig verpflichtet, die Peti​tion entgegenzunehmen und sie zur Kenntnis zu nehmen. Das zuständige Staatsorgan ist nicht in allen Kantonen zu einer Antwort verpflichtet, dennoch wird eine Petition in den meisten Fällen behandelt und beantwortet.

Eine Petition mit Hunderttausenden von Unterschriften kann als politisches Druckmittel eingesetzt werden. 

c) Politische Rechte (Art. 39, 136 BV)

Die politischen Rechte besitzt, wer das 18. Altersjahr zurückgelegt hat und nicht wegen Geistesschwäche oder Geisteskrankheit bevormundet ist. Alle haben die gleichen politi​schen Rechte und Pflichten.

Zu den politischen Rechten gehören das Stimm- und Wahlrecht, das Initiativrecht sowie das Referendumsrecht.

3.1.1 Stimmen und Wählen

In der Schweiz gilt das Mehrheitsprinzip. Es besagt, dass die Mehrheit den Volkswillen verkörpert und sich die Minderheit zu fügen hat. Die unterlegene Minderheit kann jedoch mit legalen Mitteln versuchen, später eine Mehrheit zu erreichen. 

a) Abstimmungen

„Stimmen“ heisst, zu einer Sachvorlage an der Urne „ja“ oder „nein“ einzulegen.

Auf Bundesebene werden zwei Arten von Mehrheiten unterschieden:

	Volksmehr
	Es bedeutet die Mehrheit der stimmenden Bevölkerung. Der Anteil der Ja–Stimmenden muss über 50% betragen.

	Ständemehr
	Es bedeutet die Mehrheit der Kantone. Mindestens 12 der 23 Kantone müssen der Vorlage zustimmen. (Die Halbkantone ha​ben halbe Stimmen.) Das Volksmehr des Kantons entscheidet, ob ein Kanton zustimmt oder ablehnt.


Das Volksmehr und das Ständemehr zusammen ergeben das sogenannte „Doppelte Mehr. Bestimmte Vorlagen – wie die Volksinitiative und das obligatorische Referendum – benötigen es zu ihrer Annahme. 

b) Wahlen 

„Wählen“ heisst, kandidierenden Personen für ein Amt oder eine Behörde seine Stimme geben.

Bei Wahlen werden zwei Arten von Mehrheiten unterschieden:

	Majorz
	Bei der Majorzwahl (Mehrheitswahl) ist gewählt, wer die höchste Stim​menzahl erreicht hat. Die Minderheit geht leer aus. Dieses Verfahren wird vor allem dann angewandt, wenn nur ein Sitz zu vergeben ist (z. B. Bun​despräsident) oder wenn jedes Mitglied einer Behörde einzeln gewählt wird (z. B. Bundesrätinnen und Bundesräte).

In der Regel gilt im ersten Wahlgang das absolute Mehr
. Hat nach dem zweiten oder dritten Wahlgang niemand das absolute Mehr erreicht, ent​scheidet das relative Mehr
.
Ausnahme: Bei den Bundesratswahlen wählt die Bundesversammlung so oft, bis eine Kandidatin oder ein Kandidat das absolute Mehr erreicht hat.

Stille Wahl: Werden für eine Wahl nur so viele Personen vorgeschlagen, wie Sitze zu verteilen sind, kann es zu einer sogenannten stillen Wahl kommen, d.h. die Vorgeschlagenen werden ohne Wahlgang für gewählt erklärt. Dies ist auf Kantons- und Gemeindeebene möglich, sofern die Kantonsverfassung oder das kantonale Stimmrechtsgesetz dies vorsieht.

Der Vorteil der Majorzwahl besteht darin, dass in der Regel starke Per​sönlichkeiten gewählt werden, die sich auf eine eindeutige Mehrheit der Wählerinnen und Wähler stützen können. Nachteilig ist, dass grosse Parteien bevorzugt werden und Minderheiten leer ausgehen. Wenig be​kannte Personen haben praktisch keine Chance, gewählt zu werden.




	Proporz
	Bei der Proporzwahl (Verhältniswahl) werden die Sitze im Verhältnis zu den erzielten Parteistimmen auf die Parteien verteilt. Innerhalb der Partei erhalten jene Kandidatinnen und Kandidaten die Sitze, welche am meis​ten Kandidatenstimmen erhalten haben. Dieses Verfahren wird vor allem für die Wahl von Parlamenten angewandt.

Für die Wahl reichen die einzelnen Parteien ihre Wahlvorschläge auf Lis​ten ein. Diese dürfen höchstens so viele Namen enthalten, als Sitze zu vergeben sind. Wählbar sind nur die auf den Listen erwähnten Kandida​tinnen und Kandidaten. Die Wählenden dürfen nur einen Wahlzettel ver​wenden und diesen unverändert oder handschriftlich verändert
 in die Urne legen.

Der Vorteil der Proporzwahl besteht darin, dass auch kleinere Parteien eine Chance haben, Sitze zu gewinnen. Dadurch ist das Abbild des Vol​kes im Parlament wirklichkeitsnaher. Nachteilig ist, dass oft eine unüber​schaubar grosse Anzahl an Kandidatinnen und Kandidaten zur Wahl ste​hen


3.1.2 Initiative (Art. 138, 139 BV)

a) Initiativen auf Bundesebene

Mit der (Volks-)Initiative haben die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger das Recht, ei​nen neuen Artikel oder eine Änderung eines Artikels in der Bundesverfassung anzure​gen.

Für die Einreichung einer Initiative gelten u. a. folgende Bedingungen:

· Die Initiative darf die Einheit der Form, die Einheit der Materie oder zwingende Be​stimmungen des Völkerrechts nicht verletzen. Ansonsten erklärt die Bundesver​sammlung die Initiative für ganz oder teilweise ungültig.

· 100 000 Stimmberechtigte müssen die Initiative innert 18 Monaten nach Veröffentli​chung im Bundesblatt unterschreiben.

Die Initiative kann als allgemeine Anregung oder als ausgearbeiteter Entwurf eingereicht werden. In den allermeisten Fällen wird die Volksinitiative jedoch in ausgearbeiteter Form, d. h. mit dem genauen Wortlaut des Verfassungstextes vorgelegt. 

Die eingereichte Initiative wird der Bundeskanzlei zur Überprüfung übergeben. Diese kontrolliert die Anzahl und Gültigkeit der Unterschriften und erklärt, ob die Initiative zu Stande gekommen ist oder nicht.

Anschliessend befassen sich der Bundesrat und die Bundesversammlung mit der Initia​tive und nehmen Stellung dazu. Sie empfehlen die Initiative entweder zur Annahme oder zur Ablehnung. Empfehlen sie die Initiative zur Ablehnung, kann sie ihr einen Gegen​entwurf gegenüberstellen.

Eine Initiative kann von den Initianten zurückgezogen werden. Dieser Fall kann eintre​ten, wenn das Initiativkomitee mit dem vorgelegten Gegenentwurf einverstanden ist (z. B. Avanti–Initiative).

Volk und Stände entscheiden an der Urne über die Initiative und einen allfälligen Ge​genentwurf. Die Initiative oder der Gegenentwurf gilt als angenommen, wenn sowohl Volk als auch Stände zustimmen (doppeltes Mehr). 

Bei einer Doppelabstimmung ist es erlaubt, sowohl der Initiative als auch dem Gegen​entwurf zuzustimmen. Mit der Stichfrage wird ermittelt, welchen der beiden Texte die Stimmberechtigten vorziehen, falls beide Vorlagen angenommen werden. 

b) Initiativen auf Kantonsebene

Sämtliche Kantone kennen nebst der Verfassungsinitiative auch die Gesetzesinitiative. Damit kann das Volk nicht nur die Kantonsverfassung, sondern auch einzelne Gesetze ändern, streichen oder neu verfassen. In den Kantonsverfassungen ist festgehalten, wie viele Unterschriften für das Zustandekommen einer Initiative benötigt werden.

3.1.3 Referendum (Art. 140 – 142 BV)

Mit dem Referendum  haben die Stimmberechtigten das Recht, nachträglich über einen Beschluss des Parlaments endgültig zu entscheiden.  

Das Referendum kann die Verfassung, Gesetze, Verordnungen, Staatsverträge, Ge​bietsfragen (z. B. Jura) oder die Verwaltung (z. B. Finanzbeschlüsse) betreffen.

Auf Bundesebene werden zwei Arten von Referenden unterschieden:

	
	Fakultatives Referendum


	Obligatorisches Referendum

	
Gegenstand
	· Bundesgesetze 

· dringlich erklärte Bundesgesetze, die länger als ein Jahr gelten sollen

· Bundesbeschlüsse, soweit Verfas​sung oder Gesetz dies vorsehen

· völkerrechtliche Verträge, die unbe​fristet oder unkündbar sind oder den Beitritt zu einer internationalen Organisation vorsehen oder eine multilaterale Rechtsvereinheitli​chung herbeiführen

· weitere völkerrechtliche Verträge, wenn die Bundesversammlung dies bestimmt


	· alle Änderungen der Bundesverfas​sung

· dringlich erklärte Bundesgesetze ohne Verfassungsgrundlage, die länger als ein Jahr gelten sollen.

· Beitritt zu Organisationen für kollek​tive Sicherheit (z. B. NATO) und supranationalen Gemeinschaften (z. B. UNO)

· alle Volksinitiativen auf Total- und Teilrevisionen der Bundesverfas​sung

· die Frage, ob eine Totalrevision der Bundesverfassung durchzuführen ist, bei Uneinigkeit der beiden Räte

	
Verfahren
	· 50 000 Unterschriften innert 100 Ta​gen nach Veröffentlichung im Bundesblatt, oder 

· 8 Kantone


	automatisch, da obligatorisch

	
Annahme

der Vorlage
	nur Volksmehr
	Volks- und Ständemehr (doppeltes Mehr)


Auf der Ebene Kanton und Gemeinde sind neben Verfassung und Gesetzen auch Ver​ordnungen des Legislativen, Finanzbeschlüsse und andere Erlasse dem Referendum unterstellt. Es bestehen kantonale Unterschiede.

Das Referendum bietet gut organisierten Gruppierungen ein starkes Mittel, auf die Ge​setzgebung grossen Einfluss auszuüben. Schon durch die blosse Androhung eines Re​ferendums können sie Änderungen an der Gesetzesvorlagen in ihrem Interesse erwir​ken. Das Referendum ist daher nicht nur für den Schlussentscheid von Bedeutung, son​dern spielt bereits bei der Gesetzgebung eine wichtige Rolle. Um eine Abstimmung oder ein mögliches Nein des Volkes zu vermeiden, werden bei der Ausarbeitung von Geset​zen laufend Kompromisse eingegangen.

3.2 Pflichten

Pflichten sind Einschränkungen der persönlichen Freiheit, die der Staat seinen Bürge​rinnen und Bürgern auferlegt. In einem Rechtsstaat sind diese Einschränkungen demo​kratisch abgestützt und in der Verfassung verankert. Die Pflichten gehen den Rech​ten/Freiheiten vor. 

In der Schweiz gelten beispielsweise folgende Pflichten:

	Wehrpflicht oder Pflicht zum zivilen Ersatzdienst (Art. 59 BV)
	Jeder Schweizer ist verpflichtet, Militärdienst zu leisten. Das Gesetz sieht einen zivilen Ersatzdienst vor. Für Schweizerinnen ist der Militärdienst freiwillig.



	Zivilschutz (Art. 61)
	Der Bund kann den Schutzdienst für Männer obligato​risch erklären. Für Frauen ist dieser freiwillig.



	Schulpflicht (Art. 62 BV)
	Der Grundschulunterricht ist obligatorisch und unter​steht staatlicher Leitung oder Aufsicht. An öffentlichen Schulen ist er unentgeltlich.



	Steuerpflicht (Art. 128, 130, 131 BV)
(siehe Modul 6 Steuern)
	Der Bund kann eine direkte Steuer erheben.

Der Bund kann auf Lieferungen von Gegenständen und auf Dienstleistungen sowie auf Einfuhren eine Mehr​wertsteuer erheben.

Der Bund kann besondere Verbrauchssteuern erheben auf Tabakwaren, gebrannte Wasser, Bier, Autos und ih​ren Bestandteilen sowie auf Mineralölen und Treibstof​fen.



	Versicherungspflicht (Art. 111–114, 117 BV)
(siehe Modul 13 Soziales)
	Die Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung ist obligatorisch.

Der Bund kann die Kranken- und Unfallversicherung als obligatorisch erklären.


4. Parlamentarische Instrumente

Jedes Mitglied des Nationalrates und des Ständerates kann während der Session das Wort ergreifen und seine Meinung zu den einzelnen Vorlagen äussern. Um Änderungen in seinem Sinne resp. seiner Wählerschaft zu bewirken, kann es Anträge stellen. Dazu stehen folgende Mittel zur Verfügung:

a) Parlamentarische Initiative

	Urheber
	Ein oder mehrere Mitglieder des Nationalrates oder des Ständerates, eine Frak​tion, eine parlamentarische Kommission.

	Zweck
	Die parlamentarische Initiative erlaubt den Räten, eigenständig ein neues Gesetz oder einen neuen Verfassungsartikel auszuarbeiten.

	Vorgehen
	Ein als parlamentarische Initiative gekennzeichneter Vorstoss wird dem General​sekretariat übergeben. Dieses weist den Vorstoss der zuständigen parlamentari​schen Kommission zu. 

Die Kommission prüft die parlamentarische Initiative (Vorprüfung) und empfiehlt ihrem Rat, der „Initiative Folge zu geben“ oder der „Initiative nicht Folge zu ge​ben“.

Der entsprechende Rat diskutiert über den Vorstoss und stimmt über die Weiter​behandlung ab. Ist eine Mehrheit dafür, wird die parlamentarische Initiative an die Kommission zurückgegeben. Diese muss einen Entwurf ausarbeiten. 

Eine Kommission kann auch ohne Vorprüfung eine Vorlage ausarbeiten und sie dem Rat vorlegen.

	Zustimmung
	Mehrheit in beiden Räten


b) Motion (siehe Modul 4 Recht)
	Urheber
	Ein oder mehrere Mitglieder des Nationalrates oder des Ständerates, eine Frak​tion, eine parlamentarische Kommission.

	Zweck
	Die Motion verlangt vom Bundesrat zwingend, einen Gesetzesentwurf auszuar​beiten oder eine bestimmte Massnahme zu ergreifen.

	Vorgehen
	Ein als Motion gekennzeichneter Vorstoss wird dem Generalsekretariat überge​ben. Dieses leitet den Vorstoss dem Bundesrat weiter.

In der nächsten Session nimmt der Bundesrat schriftlich Stellung zur Motion und erklärt, ob und warum er sie annimmt oder ablehnt.

Die Motion wird in jedem Fall im Rat behandelt. Falls eine Mehrheit der Ratsmit​glieder der Motion zustimmt, muss sie anschliessend vom anderen Rat behandelt werden.

Wenn beide Räte der Motion zugestimmt haben, muss der Bundesrat den Auf​trag ausführen und ein Gesetz ausarbeiten oder eine Massnahme ergreifen.


	Zustimmung
	Mehrheit in beiden Räten


c) Postulat (siehe Modul 4 Recht)
	Urheber
	Ein oder mehrere Mitglieder des Nationalrates oder des Ständerates, eine Frak​tion, eine parlamentarische Kommission.

	Zweck
	Das Postulat beauftragt den Bundesrat zu prüfen, ob es in einem bestimmten Fall ein Gesetz, einen Beschluss oder eine Massnahme braucht.

	Vorgehen
	Ein als Postulat gekennzeichneter Vorstoss wird dem Generalsekretariat überge​ben. Dieses leitet den Vorstoss dem Bundesrat weiter.

In der nächsten Session nimmt der Bundesrat schriftlich Stellung zum Postulat und erklärt, ob und warum er es annimmt oder ablehnt.

Falls der Bundesrat das Postulat ablehnt, kann der Urheber des Vorstosses erklä​ren, ob er am Postulat festhält oder die Ablehnung annimmt.

In jedem Fall wird das Postulat im Rat behandelt.

Überweist der Rat das Postulat an den Bundesrat, muss dieser das Ergebnis sei​ner Überprüfung in einem Bericht darlegen.

	Zustimmung
	Mehrheit eines Rates


d) Interpellation

	Urheber
	Ein oder mehrere Mitglieder des Nationalrates oder des Ständerates.

	Zweck
	Die Interpellation verpflichtet den Bundesrat, zu wichtigen Vorkommnissen in der Politik oder in der Verwaltung (schriftlich) Auskunft zu geben.

	Vorgehen
	Eine als Interpellation gekennzeichnete, schriftlich formulierte Frage wird dem Bundesrat unterbreitet.

Der Bundesrat antwortet dem Rat in der Regel schriftlich.

Der Urheber des Vorstosses kann erklären, ob die Antwort des Bundesrates be​friedigt. Ist die Antwort nicht zufriedenstellend, kann er innerhalb einer Woche eine Diskussion vor dem Rat verlangen. Der Rat entscheidet dann, ob er auf die Diskussion eintreten will oder nicht.

Findet eine Diskussion statt, muss auch der zuständige Bundesrat dem Rat Red und Antwort stehen.

Eine vom Ratsbüro als „dringlich“ erklärte Interpellation wird möglichst in der lau​fenden Session behandelt.

	Zustimmung
	Keine Abstimmung


e) Einfache Anfrage

	Urheber
	Ein Mitglied des Nationalrates oder des Ständerates.

	Zweck
	Die einfache Anfrage fordert vom Bundesrat eine schriftliche Auskunft zu einer Angelegenheit des Bundes.

	Vorgehen
	Eine als einfache Anfrage gekennzeichnete, schriftlich formulierte Frage wird beim Bundesrat eingereicht.

Der Bundesrat muss diese bis zur nächsten Session schriftlich beantworten. Die Antwort geht an alle Mitglieder des betroffenen Rates. 

Eine einfache Anfrage wird im Ratsplenum nicht diskutiert.

	Zustimmung
	Keine Behandlung im Rat


f) Fragestunde

	Urheber
	Ein Mitglied des Nationalrates.

	Zweck
	Eine Nationalrätin oder ein Nationalrat will von einem Mitglied des Bundesrates vor dem Ratsplenum eine mündliche Auskunft erhalten. 

	Vorgehen
	Jedes Ratsmitglied kann dem Bundesrat in der ersten und zweiten Sessionswo​che schriftlich eine kurze Frage stellen.

In der dritten Woche wird diese vom zuständigen Bundesrat mündlich beantwor​tet. Das Frage stellende Ratsmitglied kann mündlich eine sachbezogene Zusatz​frage stellen, welche vom Bundesrat gleich beantwortet wird.

	Zustimmung
	Keine Behandlung im Rat


5. Quellen- und Literaturnachweis

· Bock Peter et al: Mensch, Wirtschaft, Politik. Kapitel: Grundlagen Staat/Politik, 2001

· Huber Alfred: Staatskunde–Lexikon, 2002

· Fuchs Jakob, Caduff Claudio: Der Staat. Politisches Grundwissen und Zusammen​hänge, 2003

· Wer ist wer im Parlament, Beilage der NZZ, 26.11.2003.

· Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft.
· Website des Bundes: http://www.admin.ch, u.a. die Rechtssammlung. 

· Swiss Political Links Website: http://socio.ch/poli/index.htm – Mehr als 9000 Links zu fast sämtlichen Schweizer Gemeindekanzleien, Parteien, Politikerinnen und Poli​tikern, Verbänden sowie allgemeinen Informationen über die Schweiz.
� Rechtsgleichheit, Diskriminierungsverbot, Recht auf Leben, Recht auf persönliche Freiheit, Ehe- und Familienrecht, Glaubens-, Gewissens- und Religionsfreiheit, Meinungsäusserungs- und Versammlungsfreiheit sowie


Recht auf ein faires Gerichtsverfahren


� Recht auf Bildung, Vereinsfreiheit, Recht auf Streik sowie Recht auf soziale Sicherheit


� Gewählt ist, wer die Hälfte aller gültigen Stimmen plus eine erreicht hat. Leere und ungültige Wahlzettel werden nicht gezählt.


� Gewählt ist, wer am meisten Stimmen erhalten hat. Es muss nicht die Hälfte aller Stimmen erreicht werden.


� Streichen, Kumulieren, Panaschieren, leere Liste mit oder ohne Parteienbezeichnung.


� Die Kantone (Standesinitiative), die parlamentarischen Kommissionen, einzelne Parlamentarierinnen und Parlamentarier sowie der Bundesrat haben ebenfalls das Recht, eine Initiative zu lancieren.


� Eine ungültig erklärte Initiative wird wie eine Petition behandelt.


� Der Gesetzgebungsprozess ist Bestandteil des Themenblocks Recht.


� In vielen Fällen wird die Motion in ein Postulat umgewandelt. D. h., der Bundesrat muss nicht ein Gesetz ausarbeiten oder eine Massnahme ergreifen, sondern prüft vorerst den Sachverhalt zum Gegenstand der Motion und legt einen Bericht vor.
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